
¥ Helsinki (dpa). Finnland setzt massiv auf den Ausbau der Atom-
energie. Der Reichstag in Helsinki gab gestern mit klarer Mehrheit
grünes Licht für Pläne der Regierung zum Bau zweier neuer Reakto-
ren durch die heimischen Energiekonzerne TVO und Fennovoima.
Erst Mitte Juni hatte das Parlament im benachbarten Schweden das
Verbot von Reaktorneubauten nach 30 Jahren aufgehoben.

VON BERNHARD HÄNEL

¥ Bielefeld. Das Schlimmste der Welt-
wirtschaftskrise scheint nach Exper-
tenmeinung ausgestanden. Die Ar-
beitslosigkeit geht zurück, und der Ex-
port steigt. Die Städte und Gemeinden
stehen dagegen vor der größten Haus-
haltskrise seit Bestehen der Bundesre-
publik. Sinkende Steuereinnahmen
und steigende Sozialleistungen zwin-
gen sie zu drastischen Sparmaßnah-
men. Um wenigstens einen Teil der
Wirtlichkeit der Städte erhalten zu
können, drehen 84 Prozent aller deut-
schen Kommunen an der Gebühren-
schraube, wie aus einer gestern veröf-
fentlichten Studie der Unternehmens-
beratung Ernst & Young hervorgeht.

Für die Gemeinden fängt die Krise je-
doch erst richtig an. Mindereinnahmen
treffen sie mit voller Wucht. Hinzu kom-
men Verpflichtungen, die der Bund den
Gemeinden auferlegt hat und die deren
Kassen stetig mehr belasten. In diesem
Jahr gehen allerorten die Einnahmen
deutlich zurück. Für 2011 ist allenfalls
eine leichte Erholung zu erwarten.
Gleichzeitig steigen, trotz erheblicher
Sparanstrengungen, die Ausgaben. Jede
dritte Kommune kann schon jetzt kei-
nen ausgeglichenen Haushalt vorlegen,
die Verschuldung der Städte und Ge-
meinden steigt. Auch in OWL gehen die
Kommunen ans Eingemachte und ver-
zehren die letzten Rücklagen, wie diese
Zeitung kontinuierlich berichtete.

Die Krise der Kommunalhaushalte ist
zu einer nationalen Herausforderung ge-
worden, wie Ernst & Young nachweist.
Um eine stetig zunehmende Zahl von
Kommunen ist es so schlecht bestellt,
dass sie sichnicht mal mehrdringend nö-
tige Investitionen leisten können. 68 Pro-

zent der an der Umfrage beteiligten 300
Kommunen gaben an, dass sie Unter-
haltsmaßnahmen für Straßen und Ge-
bäudestrecken müssen. 61 Prozent redu-
zieren Neuinvestitionen in Straßenbau
und Stadtentwicklung. Schlaglöcher
werden nur provisorisch gestopft, Schu-
len und Turnhallen verfallen – und das
Problem wird sich an vielen Orten noch
verschärfen. 46 Prozent der Kommunen
wollen 2010 weniger investieren – trotz
zusätzlicher Mittel, die sie aus dem Kon-
junkturpaket II erhalten. Das geht bis-
weilen so weit, dass sie auf die Bundes-
mittel verzichten, weil eine Kofinanzie-
rung zusätzliche Löcher in die kommu-
nalen Säckel reißen würde.

Die Zahl eigener Einnahmequellen
der Kommunen ist begrenzt. Nahelie-
gend ist da die Reduzierung der Leistun-
gen: 31 Prozent der Kommunen wollen
bei der Straßenbeleuchtung Geld spa-
ren, 29 Prozent das Geld für Jugend-
und Seniorenbetreuung kürzen, 14 Pro-
zent Bäder schließen und 11 Prozent
den Nahverkehr ausdünnen.

Und auch das werden die Bürger zu
spüren bekommen: 46 Prozent der Kom-
munenwollen Steuern für Grundstücks-
eigentümer anheben, 44 Prozent die Ein-
trittspreise von Bädern, Theatern und
Museen erhöhen. Mehreinnahmen brin-
gen zudem höhere Kita-Gebühren oder
eine Anhebung der Hundesteuer. Klein-
vieh macht auch Mist, lautet die Devise.

Britta Haßelmann, kommunalpoliti-
sche Sprecherin der Grünen im Bundes-
tag, sieht den Bund in der Pflicht, die
Kommunen bei den steigenden Kosten
von Langzeitarbeitslosigkeit und Alters-
armut zu unterstützen. „Der Plan, die
Gewerbesteuer abzuschaffen, ist ein Irr-
weg“, sagt Haßelmann. Sie fordert ein
„tragfähiges Steuerkonzept, das die Ein-
nahmen stabilisiert“.

Seit Anfang dieses Jahres
hat die Zentralstelle KURS

imDüsseldorfer Landeskrimi-
nalamt ihre Arbeit aufgenom-
men. KURS will rückfallge-
fährdete Sexualstraftäter, die
sich nach der Verbüßung ih-
rer Strafe wieder auf freiem
Fußbefinden, im Visier behal-
ten. Passgenau und auf jeden
Einzelfall bezogen sollen Auf-
lagen, Weisungen, behördli-
che Kontrollen und Observa-
tionen zwischen Polizei, Jus-
tiz und sonstigen Behörden
abgestimmt werden. Auf die-
se Weise will man einerseits
den Sicherheitsanspruch der
Bevölkerung und anderer-
seits den gesetzlichen Frei-
heitsanspruch eines entlasse-
nen Strafgefangenen gewähr-
leisten.

Das wird eine schwierige
Aufgabe. Denn auch das

jüngste Beispiel aus Bielefeld
zeigtwieder einmal,dass Sexu-
alstraftäter, vor allem solche
mit pädophilen Neigungen,
schwer zu therapieren sind
und schnell rückfällig wer-
den. Sollte es zutreffen, dass
diese Täter ihren Aufenthalt
in einem Gefängnis dazu ge-
nutzt haben, um ungehindert
Informationen über (neue)
Opfer auszutauschen, dann
wäre wirklich etwas faul im
System. KURS hätte das nicht
verhindert. Experten diskutie-
ren bereits das Für und Wider
dieses Systems nachträglicher
Überwachung. Leider gibt es
dazu aber keine Alternative.
Es sei denn, man wollte jeden
Täter lebenslänglich hinter
Gitter stecken.
 hubertus.gaertner@
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Walter Mixa (69), zurückgetretener Augs-
burger Bischof, kann nicht auf den Bi-
schofsstuhl zurückkehren. Das hat Papst
Benedikt XVI. Mixa im Vatikan in einer
Privataudienz klargemacht. Wie der Vati-
kan mitteilte, gestand Mixa erneut Fehler
und Irrtümer ein. Mixa werde sich „zu ei-
ner Zeit des Schweigens, der Sammlung
und des Gebets zurückziehen“.  FOTO: DPA

¥ Stockholm (dpa). Nach mehr als 100 Jahren hat Schweden die
Wehrpflicht abgeschafft. Seit gestern muss die Armee des skandina-
vischen Landes ihr Personal ausschließlich aus Freiwilligen rekrutie-
ren. Praktisch unbeachtet von der Öffentlichkeit hob der Stockhol-
mer Reichstag den 1901 eingeführten militärischen Zwangsdienst
auf Betreiben der Mitte-rechts-Regierung auf.

Auf Dienstwagen, Chauffeur,
Sekretärin und einen Refe-

renten muss der noch amtieren-
de NRW-Regierungschef Jürgen
Rüttgers (CDU) auch künftig
nicht verzichten. Wie lange er
über eine solche Amtsausstat-
tung verfügen kann, ist aller-
dings nicht geregelt. Nach An-
sicht der amtierenden Regie-
rung sollten Ex-Ministerpräsi-
denten diese Dienstprivilegien
fünf Jahre lang behalten. Derzeit
reden Staatskanzlei und SPD
über eine Regelung.

FDP-Fraktionschef Gerhard
Papke schlug vor, im Ältestenrat
des Parlaments eine Empfeh-

lung für eine Regelung zu su-
chen. Laut Bund der Steuerzah-
ler darf Rüttgers Büro und
Dienstwagen nicht unbegrenzt
erhalten. „Das steht ihm nach

unserer Auffassung für ein hal-
bes, maximal für ein ganzes Jahr
zu“, so Georg Lampen vom Steu-
erzahlerbund.

Ein Ministerpräsident reprä-

sentiere das Land auch nach En-
de seiner Amtszeit, hieß es von
der Regierung. Er nehme Ter-
mine wahr und habe etwa Aufga-
ben in Stiftungen. Die Staats-
kanzlei plädiert für eine Lösung,
die sich am Bundestagspräsi-
dium orientiert. Im Bundestag
erhieltenExpräsident und Exver-
treter für eine weitere Wahlperi-
ode Personal und Fahrzeug.

In NRW findet sich seit dem
Ausscheiden von Johannes Rau
aus dem Ministerpräsidenten-
amt im Haushalt die Formulie-
rung, dass „zur Wahrnehmung
nachwirkender Aufgaben“ Stel-
len und Mittel aus dem Etat der

Staatskanzlei in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. Rau er-
hielt etwa ein Jahr Personal und
Büro, dann wurde er zum Bun-
despräsidenten gewählt.

Unterdessen ist offenbar der
scheidende NRW-Integrations-
minister Armin Laschet als künf-
tiger stellvertretender Bundes-
vorsitzender der CDU im Ge-
spräch. Das berichtet die Rheini-
sche Post. Danach soll der jetzige
Arbeits- und Sozialminister
Karl-Josef Laumann künftig die
CDU-Landtagsfraktion führen
undLaschetwomöglich im Früh-
jahr die Führung der NRW-
CDU übernehmen.

¥ Düsseldorf (dpa). Dem Chefarzt einer katholischen Klinik darf
gekündigt werden, wenn er ein zweites Mal heiratet. Das hat das
Landesarbeitsgericht gestern in Düsseldorf mit Hinweis auf das in
der Verfassung verankerte Selbstbestimmungsrecht der Kirche be-
tont. Weil andere Chefärzte des Klinikverbunds in ähnlichen Fällen
unbehelligt blieben, muss der Arzt aber weiterbeschäftigt werden.

Rüttgerswirdweiterchauffiert

¥ Amsterdam (apn). Der weltweite Kohlendioxid-Ausstoß ist
2009 fast unverändert geblieben, teilte das niederländische For-
schungsinstitut PBL mit. Er lag um 40 Prozent über dem Niveau
von 1990. Wegen der Rezession sei der Ausstoß in den Industrielän-
dern zwar um 7 Prozent gesunken, dies sei durch höhere Emissio-
nen in Ländern wie China oder Indien aber ausgeglichen worden.

¥ Düsseldorf (nw/dpa). Um
Nordrhein-Westfalens Minis-
terpräsidenten Jürgen Rütt-
gers (CDU, Foto) ist es still ge-
worden. Jetzt kocht eine Debat-
te um Privilegien hoch, die er
auch nach dem Wechsel in die
Opposition behalten möchte.

¥ Berlin (dpa). Der Linkspartei-Politiker Diether Dehm hat mit ei-
nemHitler-Stalin-Vergleich für Empörung auch in den eigenen Rei-
hen gesorgt. Medien berichteten gestern, der Bundestagsabgeord-
nete habe am Rande der Bundespräsidentenwahl auf die Frage nach
dem Wahlverhalten seiner Partei geantwortet: „Was würden Sie
tun, wenn Sie die Wahl hätten zwischen Hitler und Stalin?“
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Berliner Zeitung
¥ Berlin. Der Bundespräsi-
dent kann nur durch Reden
wirken. Der Redner Christian
Wulff wird, so wie wir ihn ken-
nen, wenig Falsches und garan-
tiert nichts Anstößiges sagen.
Aber kann er Anstöße geben?

Stuttgarter Nachrichten
¥ Stuttgart. Was uns die Wahl
lehrt? Zum einen, dass es Rot-
Grün nicht gelungen ist, eine
Brücke zu einer Linkspartei zu
schlagen, der man für den Be-
weis ihrer Politikuntauglich-
keit dankbar sein muss. Zum

anderen, dass Schwarz-Gelb
eine gute Ausgangslage wieder
einmal miserabel genutzt hat.
Christian Wulff ist Bundesprä-
sident.

Westfälische Nachrichten
¥ Münster. Dieser dramati-
sche Polit-Krimi lässt eine
große Verliererin zurück: An-
gela Merkel. Das eigene politi-
sche Lager hat die Wahl Chris-
tian Wulffszum neuenBundes-
präsidenten taktisch umgewid-
met in eine bedrückende Ab-
stimmung über die konfuse
und zerstrittene schwarz- gel-
be Regierungspolitik.

Christian Wulff ist zum
Bundespräsidenten ge-

wählt worden, und er wirdsei-
ne Sache zweifellos gut ma-
chen. Doch die Umstände die-
ser Wahl haben Bundeskanz-
lerin Angela Merkels Schwä-
che erbarmungslos aufge-
deckt: Nichts, aber auch gar
nichts scheint der Regierungs-
chefin auf Anhieb gelingen zu
wollen. Selbst eine große rech-
nerische Mehrheit von
Schwarz-Gelb mündet nicht
mehr zwangsläufig in den er-
wartbaren Erfolg.

Dochder Schock vom Mitt-
woch könnte auch positiv als
finaler Weckruf begriffen wer-
den. Nein, es soll jetzt nicht
von einem vollmundig ange-
kündigten Neustart die Rede
sein. Die Regierung ist erst
neun Monate im Amt und hat
schon mehrmals vergeblich
den Neubeginn versprochen.

Merkel muss einfach regie-
ren – möglichst vernünftig
undnachvollziehbar. Dazuge-
hört, den Menschen die unge-
schminkteWahrheit zuzumu-
ten. So war das Versprechen
„Mehr Netto vom Brutto“
schon vor neun Monaten pu-

rer Unfug. Dass etwa ein Elf-
Milliarden-LochderKranken-
kassen im Jahr 2011 nicht nur
mit Einsparungen zu stopfen
ist, verstehen die meisten.
Neue Belastungen sollten of-
fen kommuniziert werden.

Ehrlich zu sein ist erste Re-
gierungspflicht. Die zweite be-
steht in dem Mut, Entschei-
dungen zu treffen. Selbst
wenn die kleinen Koalitions-
partner ausscheren und wie-
der einmal den starken Max
markieren wollen. Angela
Merkel muss führen und Ent-
scheidungen durchsetzen.
Auf den Feldern, wo bisher
vertagt und gestritten wurde:
Gesundheit, Wehrpflicht,
Energiekonzept. Nicht zu ver-
gessen ist ein Sparpaket, das
tatsächlich einen fairen Las-
tenausgleich beinhaltet.

Merkel hat es selbst in der
Hand, ob ihrer Regierung ein
langes, unerfreuliches Siech-
tum bevorsteht oder ob es auf-
wärtsgeht. Letzteres ist aber
nurmöglich,wenn die Kanzle-
rin sich ändert.

¥ Berlin (apn/epd). Die zähen
Verhandlungen zwischen CDU,
CSU und FDP über die Gesund-
heitsreform kommen in Fahrt.
Die Partei- und Fraktionschefs
kamen im Kanzleramt zu einem
Spitzentreffen zusammen. Auf
dem Tisch liegt laut Frankfurter
Rundschau ein Kompromissmo-
dell der CDU. Es sieht vor, die
Zusatzbeiträge nach dem Ein-
kommen der Versicherten zu
staffeln. Bis zu einem Einkom-
men von 1.400 Euro soll der ma-
ximal mögliche Zusatzbeitrag
demnach weiter bei einem Pro-
zent des Einkommens liegen.
Bis zur sogenannten Beitragsbe-

messungsgrenze von 3.750 Euro
soll der Satz dann schrittweise
auf 2,5 Prozent steigen. Für Gut-
verdiener würde damit die Belas-
tung von bisher höchstens 37,50
Euro auf 93,57 Euro steigen.

Experten wiesen darauf hin,
dass sich die Verwaltungskosten
der gesetzlichen Krankenkassen
einer Studie zufolge jährlich um
bis zu 1,4 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 13 Prozent senken
ließen. Bezogen auf alle 51 Mil-
lionen Mitglieder entstehe pro
Mitglied ein Einsparpotenzial
von 27,50 Euro im Jahr, so das
Rheinisch-Westfälische Institut
für Wirtschaftsforschung.

NeueAtomreaktoreninEuropasNorden

IndenStädten
gehtdasLichtaus

Größte Haushaltskrise der Nachkriegszeit

Eskönntedüstererwerden: Straßenlampen in Hiddenhausen. FOTO: KIEL-STEINKAMP

Al Gore (62), ehemaliger US-Vizepräsi-
dent, muss sich wegen sexueller Belästi-
gung verantworten. Nach Bekanntwerden
von Vorwürfen einer Masseurin gegen
den Friedensnobelpreisträger teilte die Po-
lizei mit, die Akte werde wieder geöffnet.
Die Frau hatte berichtet, bei einem Massa-
getermin 2006 von Gore begrapscht wor-
den zu sein. Gore bestreitet dies.  FOTO: DPA
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Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert hat die

Nase voll von der Jammerei
seiner Bundesversammelten,
das Bier sei schal, der Weiß-
wein zu warm, die Nudeln
matschig. Neun Stunden
Wulff-Wahl haben ihre Spu-
ren hinterlassen.

NorbertLammert sucht Ab-
hilfe. Kein stundenlanges
Rumgewähle mehr. Doch der
russische Kreml-Chef winkt
ab. Das Computerpro-
gramm, das blitzschnell das
Abstimmungsergebnis der
Duma auf die Videowand
wirft, sei fest mit Putins Büro
verbunden und deshalb nicht
ausleihbar.

Aber Norbert Lammert

gibt nicht auf. Als der WM-
Hit „Schland o Schland“ er-
tönt, hat er die Lösung: Zu-
sammen mit ARD, ZDF, RTL
und den anderen heißt es
2015: Gesucht – Germany’s
Next President.

Norbert Lammert hat ei-
nen Traum: ein knackiges
Casting in Europas schönsten
Städten. In der Jury: Erfolgsga-
rant StefanRaab, Dauerlächle-
rin Heidi Klum und Kanzle-
rin Angela Merkel. Das Finale
findet in Moskau statt: Titel-
verteidigerChristian Wulff ge-
gen Herausforderer Gerhard
Schröder. Und der Sieger
steht ruck, zuck fest.

Norbert Lammert sei
Dank!

G L O S S E

Wahl des Bundespräsidenten

Raab, Klum und die Merkel
J Ö R G R I N N E

Tony Blair (57), ehemaliger britischer Pre-
mierminister, erhält in den USA die dies-
jährige Liberty Medal. Das Nationale Ver-
fassungszentrum ehrt mit der Auszeich-
nung Persönlichkeiten, deren Wirken die
Gründungsideale der USA widerspiegelt.
Den mit 100.000 Dollar (rund 81.500
Euro) dotierten Preis überreicht der frü-
here US-Präsident Bill Clinton. FOTO: RTR

TempobeiVerhandlungen
überGesundheitsreform

CDU: Zusatzbeiträge nach Einkommen staffeln
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